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Der Landtag von Sachsen-Anhalt hat das folgende Gesetz beschlossen, das hi~rmit nach Gegenzeichnung ausgefertigt
wird und zu verkünden ist:

Gesetz
über die Anerkennung im Ausland erworbener Berufsqualifikationen im Land Sachsen-Anhalt."
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Vom 24. Juni 2014.

Inhal tsü bersich t

Gesetz über die Feststellung der Gleichwer-
tigkeit ausländischer Berufsqualifikationen
im Land Sachsen-Anhalt (Berufsqualifika-
tionsfeststellungsgesetz Sachsen-Anhalt -
BQFG LSA)

Änderung des Landesbe~tengesetzes

Änderung des Gesundheitsdienst&esetzes

Änderung des Gesetzes über die Kammern
für Heilberufe Sachsen-Anhalt

Änderung des Lebensmittelchemikergeset-
zes Sachsen-Anhalt

Änderung des Dolmetschergesetzes des
Landes Sachsen-Anhalt

Änderung des Schulgesetzes des Landes
Sachsen-Anhalt

Änderungdes Hochschulgesetzes 'des Landes
Sachsen-Anhalt

Änderung des Architektengesetzes des Lan-
des Sachsen-Anhalt

Änderung des Ingenieurgesetzes Sachsen-
Anhalt

Änderung des Restauratorgesetzes Sachsen-
Anhalt

Änderung des Gesetzes über die staatliche
Anerkennung von Ausbildungen auf dem
Gebiet der Sozialarbeit, der Sozialpädago-
gik oder der Heilpädagogik

Gesetz zur Ausführung des Berufsbildungs-
gesetzes und des Berufsqualifikationsfest-
stell ungs gesetzes

Gesetz zur Übertragung von Zuständig-
keiten auf das Sekretariat der Ständigen
Konferenz der Kultusminister der Länder in
der Bundesrepublik Deutschland (KMK-
Sekretariats- Aufgaben- Übertragungsgesetz
des Landes Sachsen-Anhalt) .

Einschränkung von Grundrechten

Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Artikel I
Gesetz

über die Feststellung der Gleichwertigkeit ausländischer
Berufsqualifikationen im Land Sachsen-Anhalt

(Berufsqualifikationsfeststellungsgesetz
Sachsen-Anhalt - BQFG LSA)*

,
Teil 1

Allgemeiner Teil

§ 1
Zweck des Gesetzes

Dieses Gesetz dient der besseren Nutzung von im Aus-
land erworbenen Berufsqualifikationen in Sachsen-Anhalt,
um Personen, die ihre Berufsqualifikationen im Ausland
erworben haben, Zugang zu einer qualifikationsgerechten
Beschäftigung zu ermöglichen und ihre berufliche sowie'
gesellschaftliche Integration zu fördern.

§2
Anwendungsbereich

(1) Dieses Gesetz gilt für die Feststellung der Gleichwer-
tigkeit imAusland erworbener Berufsqualifikationen, unter
Berücksichtigung sonstiger nachgewiesener Berufsqualifi-
kationen, mit inländischen Berufsqualifikationen, die durch
Rechtsvorschriften des Landes geregelt sind, sofern die
entsprechenden berufsrechtlichen Regelungen des Landes
unter Bezugnahme auf dieses Gesetz nicht etwas anderes
bestimmen. Dieses Gesetz findet Anwendung auf akade-
mische Qualifikationen, soweit diese Voraussetzung zur
Ausübung eines reglementierten Berufes sind.

(2) Dieses Gesetz findet auch Anwendung auf die Fest-
stellung der Gleichwertigkeit im Ausland erworbener
Berufsqualifikationen, unter Berücksichtigung sonstiger
nachgewiesener Berufsqualifikationen. mit inländischen
Berufsqualifikationen. die auf Grundlage der §§ ,9,54,66
und 67 des Berufsbildungsgesetzes oder der §§ 41, 42a,
42m und 42n der Handwerksordnung geregelt sind. Eine
Feststellung der Gleichwertigkeit mit Berufsqualifikatio-
nen, die auf Grundlage der §§ 66 und 67 des Berufsbil-
dungsgesetzes oder der §§ 42m und 42n der Handwerks-
ordnung geregelt sind, ist nur im persönlichen Anwen-
dungsbereich des § 2 Abs. 1 Satz 1 des Neunten Buches
Sozialgesetzbuch eröffnet; maßgebend hierfür ist der Zeit-
punkt der Antragstellung.

i .

* Dieses Gesetz dient der Umsetzung der Richtlinie 2005/361EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 7. September 2005 über die Anerkennung
von Berufsqualifikationen (ABI. L 255 vom 30. 9. 2005, S. 22, ABI. L 271 vom 16. 10.2007, S. 18, ABI. L 93 vom 4.4.2008, S. 28, ABI. L 33
vom 3. 2. 2009, S. 49), zuletzt geändert durch die Richtlinie 2013/25IEU des Rates vom 13. Mai 2013 (ABI. L 158 vom 10.6.2013, S. 368).
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§ 3
Begriffsbestimmungen

(I) Berufsqualifikationen sind .Qualifikationen, die
durch Ausbildungsnachweise, Befähigungsnachweise oder
einschlägige, im Inland oder Ausland erworbene Berufs-
erfahrung nachgewiesen werden.

(2) Ausbildungsnachweise sind Prüfungszeugnisse und
Befähigungsnachweise, die von verantwortlichen Stellen
für den Abschluss einer erfolgreich absolvierten Berufs-
bildung ausgestellt werden.

(3) Berufsbildung im Sinne dieses Gesetzes ist eine durch
Rechts- oder Verwaltungsvorschriften geregelte Berufs-
ausbildung oder berufliche Fort- oder Weiterbildung. Die
Berufsausbildung vermittelt die zur Ausübung einer quali-
fizierten beruflichen Tätigkeit erforderliche berufliche
Handlungsfähigkeit. Sie findet in einem geordneten Aus-
bildungsgang statt, der auch den Erwerb der erforderlichen
Berufserfahrungen umfassen kann. Die berufliche Fort-
und Weiterbildung erweitert die berufliche Handlungs-
fähigkeit über die Berufsausbildung hinaus. Die berufliche
Weiterbildung dient dem geregelten. Erwerb vertiefter
Kenntnisse und Fähigkeiten für bestimmte Tätigkeiten nach
Abschluss der Berufsausbildung.

(4) Berufe, die durch Rechtsvorschriften des Landes
geregelt sind, umfassen reglementierte Berufe und nicht
reglementierte Berufe.

(5) Reglementierte Berufe sind berufliche Tätigkeiten,
deren Aufnahme oder Ausübung durch Rechts- oder Ver-
waltungsvorschriften an den Besitz bestimmter Berufs-
qualifikationen gebunden sind. Eine Art der Ausübung ist
insbesondere die Führung einer Berufsbezeichnung, die
durch Rechts- oder Verwaltungs vorschriften auf Personen
beschränkt ist, die über bestimmte Berufsqualifikationen
verfügen.

Teil 2
Feststellung der Gleichwertigkeit

Kapitel I
Nicht reglementierte Berufe

§4
Feststellung der Gleichwertigkeit

(1) Die zuständige Stelle stellt auf Antrag die Gleichwer-
tigkeit fest, wenn

1. der im Ausland erworbene Ausbildungsnachweis die
Befähigung zu vergleichbaren beruflichen Tätigkeiten
wie der entsprechende landesrechtlich geregelte Ausbil-
dungsnachweis belegt und

2. zwischen den nachgewiesenen Berufsqualifikationen
und der ,.entsprechenden landesrechtlich geregelten
Berufsqualifikation keine wesentlichen Unterschiede
bestehen.

(2) Wesentliche Unterschiede zwischen den nachgewie-
senen Berufsqualifikationen und der entsprechenden lan-
desrechtlich geregelten Berufsqualifikation liegen vor,
wenn

I. sich der im Ausland erworbene Ausbildungsnachweis
auf Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten bezieht,
die sich hinsichtlich der vermittelten Inhalte oder auf-
grund der Ausbildungsdauer wesentlich von den Fertig-
keiten, Kenntnissen und Fähigkeiten unterscheiden, auf
die sich der entsprechende landesrechtlich geregelte
Ausbildungsnachweis bezieht,

2. die nach Numiner 1 abweichenden Fertigkeiten, Kennt-
nisse und Fähigkeiten für die Ausübung des jeweiligen
Berufes wesentlich sind und

3. die Antragstellerin oder der Antragsteller diese Unter-
schiede nicht durch sonstige Befähigungsnachweise
oder nachgewiesene einschlägige Berufserfahrung aus-
geglichen hat.

(3) In dem Umfang, in dem die zuständige Stelle eines
Landes die Gleichwertigkeit festgestellt hat, ist die Inha-
berin oder der Inhaber dieser Berufsqualifikation so zu
behandeln, als sei insoweit die Berufsqualifikation in die-
sem Land erworben worden.

§ 5
Vorzulegende Unterlagen

(1) Dem Antrag sind folgende Unterlagen beizufügen:

1. eine tabellarische Aufstellung der absolvierten Ausbil-
dungsgänge und der ausgeübten Erwerbstätigkeiten mit
Angabe des gegenwärtigen Wohnortes in deutscher
Sprache,

2. ein Identitätsnachweis,

3. im Ausland erworbene Ausbildungsnachweise,

4. Nachweise über einschlägige' Berufserfahrung oder
sonstige Befähigungsnachweise, sofern diese zur Fest-
stellung der Gleichwertigkeit erforderlich sind, und

5. eine Erklärung, ob und bei welcher Stelle bereits ein
Antrag auf Feststellung der Gleichwertigkeit gestellt
wurde und ob bereits ein Bescheid erteilt wurde; bereits
erteilte Bescheide sind ebenfalls beizufügen.

(2) Die Unterlagen nach Absatz 1 Nm. 2 bis 4 sind der
zuständigen Stelle in Form von Originalen oder beglau-
bigten Kopien vorzulegen. Von den Unterlagen nach Ab-
satz 1 Nm. 3 und '4 sind Übersetzungen in deutscher
Sprache vorzulegen. Darüber hinaus kann die zuständige
Stelle von den Unterlagen nach Absatz 1 Nr. 2 Übersetzun-
gen in deutscher Sprache verlangen. Die Übersetzungen
sind von einer öffentlich bestellten oder beeidigten Über-
setzerin oder einem öffentlich bestellten oder beeidigten
Übersetzer erstellen zu lassen.

(3) Die zuständige Stelle kann abweichend von Ab-
satz 2 eine andere Form für die vorzulegenden Unterlagen
zulassen.

(4) Die zuständige Stelle kann die Antragstellerin oder
den Antragsteller auffordern, innerhalb einer angemesse-
nen Frist Informationen zu Inhalt und Dauer der im Aus-
land absolvierten Berufsbildung sowie zu sonstigen Berufs-
qualifikationen vorzulegen, soweit dies zur Feststellung
der Gleichwertigkeit erforderlich ist.
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(5) Bestehen begründete Zweifel an der Echtheit oder
der inhaltlichen Richtigkeit der vorgelegten Unterlagen,
kann die zuständige Stelle die Antragstellerin oder den
Antragsteller auffordern, innerhalb einer angemessenen
Frist weitere geeignete Unterlagen vorzulegen.

(6) Die Antragstellerin oder der Antragsteller hat durch
geeignete Unterlagen glaubhaft zu machen, in Sachsen-
Anhalt eine den Berufsqualifikationen entsprechende
Erwerbstätigkeit ausüben zu wollen. Geeignete Unterlagen
können beispielsweise der Nachweis der Beantragung
eines Einreisevisums zur Erwerbstätigkeit, der Nachweis
einer Kontaktaufnahme mit potentiellen Arbeitgebern oder
ein Geschäftskonzept sein. Für Antragstellerinnen oder
Antragsteller mit Wohnsitz in einem Mitgliedstaat der
Europäischen Union, einem anderen Vertragsstaat des
Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum oder
einem durch Abkommen gleichgestellten Staat sowie für
Staatsangehörige dieser Staaten ist diese Glaubhaft-
machung entbehrlich, sofern keine besonderen Gründe
gegen eine entsprechende Absicht sprechen.

§ 6
Verfahren

(1) Die zuständige Stelle bestätigt der Antragstellerin
oder dem Antragsteller innerhalb eines Monats den Ein-
gang des Antrags einschließlich der nach § 5 Abs. I vor-
gelegten Unterlagen. In der Empfangsbestätigung ist das
Datum des Eingangs bei der zuständigen Stelle mitzutei-
len sowie auf die Frist nach Absatz 2 und die Vorausset-
zungen für den Beginn des Fristlaufs hinzuweisen. Sind
die nach § 5 Abs. I vorzulegenden Unterlagen unvollstän-
dig, teilt die zuständige Stelle innerhalb der Frist nach
Satz 1mit;welche Unterlagen nachzureichen sind. Die Mit-
teilung enthält den Hinweis, dass der Lauf der Frist nach
Absatz 2 erst mit Eingang der vollständigen Unterlagen
beginnt.

(2) Die zuständige Stelle muss innerhalb von drei Mona-
ten über die Gleichwertigkeit entscheiden. Die Frist beginnt
mit Eingang der vollständigen Unterlagen. Sie kann ein-
mal angemessen verlängert werden, wenn dies wegen der
Besonderheiten der Angelegenheit gerechtfertigt ist. Die
Fristverlängerung ist zu begründen und 'rechtzeitig mitzu-
teilen.

(3) Im Fall des § 5 Abs. 4 und 5 ist der Lauf der Frist
nach Absatz 2 bis zum Ablauf der von der zuständigen
Stelle festgelegten Frist gehemmt. Im Fall des § 15 ist der
Lauf der Frist nach Absatz 2 bis zur Beendigung des sons-
tigen geeigneten Verfahrens gehemmt.

!
, (4) Der Antrag soll abgelehnt werden, soweit die Gleich-
wertigkeit im Rahmen .anderer Verfahren oder durch
Rechtsvorschrift bereits festgestellt ist.

§7
Form der Entscheidung

(1) Die Entscheidung über den Antrag ergeht durch
schriftlichen Bescheid.

(2) Ist der Antrag abzulehnen, weil die Feststellung der
Gleichwertigkeit wegen wesentlicher Unterschiede im
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Sinne des § 4 Abs. 2 nicht erfolgen kann, sind in der Be-
gründung auch die vorhandenen Berufsqualifikationen
der Antragstellerin oder des Antragstellers sowie die
wesentlichen Unterschiede zwischen den vorhandenen
Berufsqualifikationen und der entsprechenden landes-
rechtlich geregelten Berufsqualifikation darzulegen.

(3) Der Bescheid ist mit einer Rechtsbehelfsbelehrung
zu versehen.

§ 8
Zuständige Stelle

(I) Die Landesregierung hat die zuständige Stelle im
Sinne dieses Kapitels durch Verordnung zu bestimmen.

(2) Die Landesregierung wird ermächtigt, Aufgaben der
zuständigen Stelle nach diesem Kapitel auf eine Behörde
eines anderen Landes zu übertragen.

Kapitel 2
Reglementierte Berufe

§9
Befugnis zur Berufsaufnahme oder -ausübung

Die zuständige Stelle entscheidet auf Antrag über die
Erteilung einer Befugnis zur Aufnahme oder Ausübung
eines in Sachsen-Anhalt reglementierten Berufes. Die
Erteilung kommt nur in Betracht, wenn die Gleichwertig-
keit der Berufsqualifikationen nach § 10 vorliegt.

§10
Voraussetzungen der Gleichwertigkeit

(1) Die im Ausland erworbenen Berufsqualifikationen
gelten, unter Berücksichtigung sonstiger nachgewiesener
Berufsqualifikationen, als gleichwertig, wenn

1. der im Ausland erworbene Ausbildungsnachweis die
Befähigung zu vergleichbaren beruflichen Tätigkeiten
wie der entsprechende inländische Ausbildungsnach-
weis belegt, .

2. die Antragstellerin oder der Antragsteller bei einem
sowohl in Sachsen-Anhalt als auch im Ausbildungsstaat
reglementierten Beruf zur Ausübung des jeweiligen
Berufes im Ausbildungsstaat berechtigt ist oder die
Befugnis zur Aufnahme oder Ausübung des jeweiligen
Berufes aus Gründen verwehrt wurde, die der Aufnah-
me oder Ausübung in Sachsen-Anhalt nicht entgegen-
stehen, und

3. zwischen den nachgewiesenen Berufsqualifikationen
und der entsprechenden landesrechtlich geregelten
Berufsqualifikation keine wesentlichen Unterschiede
bestehen.

(2) Wesentliche Unterschiede zwischen den nachge-
'wiesenen Berufsqualifikationen und der entsprechenden
landesrechtlich geregelten Berufsqualifikation liegen vor,
wenn

I. sich der im Ausland erworbene Ausbildungsnachweis
auf Fähigkeiten und Kenntnisse bezieht, die sich hin-
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sichtlich des Inhalts oder aufgrund der Ausbildungs-
dauer wesentlich von den Fähigkeiten und Kenntnissen
unterscheiden, auf die sich der entsprechende landes-
rechtlich geregelte Ausbildungsnachweis bezieht,

2. die entsprechenden Fähigkeiten und Kenntnisse eine
maßgehliehe Voraussetzung für die Ausübung des je-
weiligen Berufes darstellen und

3. die Antragstellerin oder der Antragsteller diese Unter-
schiede nicht durch sonstige Befähigungsnachweise
oder nachgewiesene einschlägige Berufserfahrung aus-
geglichen hat.

§11
Fes~stellung der vorhandenen Berufsqualifikationen

(1) Sofern die Feststellung der Gleichwertigkeit wegen
wesentlicher Unterschiede nach § 10 Abs. 2 nicht erfolgen
kann, werden bei der Entscheidung über die Befugnis zur
Aufnahme oder Ausübung eines in Sachsen-Anhalt regle-
mentierten Berufes die vorhandenen Berufsqualifikationen
und die wesentlichen Unterschiede gegenüber der entspre-
chenden -landesrechtlich geregelten Berufsqualifikation
durch Bescheid festgestellt.

(2) In dem Bescheid wird zudem festgestellt, durch wel-
che Maßnahmen nach § 12 die wesentlichen Unterschiede
gegenüber der, erforderlichen landesrechtlich geregelten
Berufsqualifikation ausgeglichen werden können.

(3) In dem Umfang, in dem die zuständige Stelle eines
anderen Landes die Gleichwertigkeit festgestellt hat, ist die
Inhaberin oder der Inhaber dieser Berufsqualifikationen
so zu behandeln, als sei insoweit die erforderliche Berufs-
qualifikation in diesem Land erworben worden.

§ 12
Ausgleichsmaßrrahmen

(1) Wesentliche Unterschiede nach § 10 Abs. 2 können
durch die Absolvierung eines höchstens dreijährigen
Anpassungslehrgangs, der Gegenstand einer Bewertung
sein kann, oder das Ablegen einer Eignungsprüfung im
Inland ausgeglichen werden. Die Antragstellerin oder der
Antragsteller kann zwischen den Ausgleichsmaßnahmen
wählen, sofern die entsprechenden berufsrechtlichen Rege-
lungen nichts anderes bestimmen.

(2) Bei der Ausgestaltung der Ausgleichsrnaßnahmen
sind die vorhandenen Berufsqualifikationen der Antragstel-
lerin oder des Antragstellers zu berücksichtigen. Der Inhalt
der Ausgleichsrnaßnahmen ist auf die festgestellten wesent-
lichen Unterschiede nach § 10Abs. 2 zu beschränken. Inhalt
und Durchführung der Ausgleichsmaßnahmen können
durch das für das jeweilige Berufsrecht zuständige Minis-
terium durch Verordnung geregelt werden.

§13
Vorzulegende Unterlagen

(1) Dem Antrag sind folgende Unterlagen beizufügen:

L eine tabellarische Aufstellung der absolvierten Ausbil-
dungsgänge und der ausgeübten Erwerbstätigkeiten mit

Angabe des gegenwärtigen Wohnortes in deutscher
Sprache,

2. ein Identitätsnachweis,

3. im Ausland erworbene Ausbildungsnachweise,

4. Nachweise über einschlägige Berufserfahrungen und
sonstige Befähigungsnachweise, sofern diese zur Fest-
stellung der Gleichwertigkeit erforderlich sind,

5. im Fall von § 10 Abs. I Nr, 2 eine Bescheinigung über
die Berechtigung zur Berufsausübung im Ausbildungs-
staat und

6. eine Erklärung, ob und bei welcher Stelle ein Antrag auf
Feststellung der Gleichwertigkeit gestellt wurde und ob
bereits ein Bescheid erteilt wurde; bereits erteilte
Bescheide sind ebenfalls beizufügen.

(2) Die Unterlagen nach Absatz I Nm. 2 bis 5 sind der
zuständigen Stelle in Form von Originalen oder beglau-
bigten Kopien vorzulegen. Darüber hinaus kann die zustän-
dige Stelle von den Unterlagen nach Absatz 1 Nr. 2 Über-
setzungen in deutscher Sprache verlangen. Von den
Unterlagen nach Absatz 1 Nm. 3 bis 5 sind Übersetzungen
in deutscher Sprache vorzulegen. Die Übersetzungen sind
von einer öffentlich bestellten oder beeidigten Übersetze-
rin oder einem öffentlich bestellten oder beeidigten Über-
setzer erstellen zu lassen.

(3) Die zuständige Stelle kann abweichend von Ab-
satz 2 eine andere Form für die vorzulegenden Unterlagen
zulassen.

(4) Die zuständige Stelle kann die Antragstellerin oder
den Antragsteller auffordern, innerhalb einer angemesse-
nen Frist Informationen zu Inhalt und Dauer der im Aus-
land absolvierten Berufsbildung sowie zu sonstigen Berufs-
qualifikationen vorzulegen, soweit dies zur Bewertung der
Gleichwertigkeit erforderlich ist. Soweit die Berufsbildung
in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union, einem
anderen Vertragsstaat des Abkommens über den Europä-
ischen Wirtschaftsraum oder einem durch Abkommen
gleichgestellten Staat absolviert wurde, kann sich die
zuständige Stelle an die zuständige Stelle des Ausbildungs-
staates wenden.

(5) Bestehen begründete Zweifel an der Echtheit oder
der inhaltlichen Richtigkeit der vorgelegten Unterlagen,
kann die zuständige Stelle die Antragstellerin oder den
Antragsteller auffordern, weitere geeignete Unterlagen vor-
zulegen. Soweit die Unterlagen in einem Mitgliedstaat
der Europäischen Union, einem anderen Vertragsstaat des
Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum oder
einem durch Abkommen gleichgestellten Staat ausgestellt
wurden, kann sich die zuständige Stelle an die zuständige
Stelle des Ausbildungsstaates wenden.

(6) Die Antragstellerin oder der Antragsteller hat durch
geeignete Unterlagen glaubhaft zu machen, in Sachsen-
Anhalt eine ihren Berufsqualifikationen entsprechende
Erwerbstätigkeit ausüben zu wollen. Geeignete Unterlagen
können beispielsweise der Nachweis der Beantragung eines
Einreisevisums zur Erwerbstätigkeit, der Nachweis einer
Kontaktaufnahme mit potentiellen Arbeitgebern oder ein
Geschäftskonzept sein. Für' Antragstellerinnen oder
Antragsteller mit Wohnsitz in einem Mitgliedstaat der
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Europäischen Union, einem anderen Vertrags staat des
Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum oder
einem durch Abkommen gleichgestellten Staat sowie für
Staatsangehörige dieser Staaten ist diese Glaubhaftma-
chung entbehrlich, sofern keine besonderen Gründe gegen
eine entsprechende Absicht sprechen.

§ 14
Verfahren

(1) Die zuständige Stelle bestätigt der Antragstellerin
oder dem Antragsteller innerhalb eines Monats den Ein-
gang des Antrags einschließlich der nach § 13 Abs. 1 vor-
zulegenden Unterlagen. In der Empfangsbestätigung ist
das Datum des Eingangs bei der zuständigen Stelle mitzu-
teilen und auf die Frist nach Absatz 2 und die Vorausset-
zungen für den Beginn des Fristlaufs hinzuweisen. Sind
die nach § 13 Abs. I vorzulegenden Unterlagen unvoll-
ständig, teilt die zuständige Stelle innerhalb der Frist nach
Satz I mit, welche Unterlagen nachzureichen sind. Die Mit-
teilung enthält den Hinweis, dass der Lauf der Frist nach
Absatz 2 erst mit Eingang der vollständigen Unterlagen
beginnt.

(2) Die zuständige Stelle muss innerhalb von drei Mona-
ten über die Gleichwertigkeit entscheiden. Die Frist beginnt
.mit Eingang der vollständigen Unterlagen. Sie kann ein-
mal angemessen verlängert werden, wenn dies wegen der
Besonderheiten ~er Angelegenheit gerechtfertigt ist. Für
Antragstellerinnen oder Antragsteller, die ihren Ausbil-
dungsnachweis in einem Mitgliedstaat der Europäischen
Union, einem. anderen Vertragsstaat des Abkommens über
den Europäischen Wirtschaftsraum oder einem durch
Abkommen gleichgestellten Staat erworben haben oder
deren Ausbildungsnachweis in einem dieser Staaten aner-
kannt wurde, kann die Fristverlängerung nach Satz 3 höchs-
tens einen Monat betragen. Die Fristverlängerung ist zu
begründen und rechtzeitig mitzuteilen.

(3) Im Fall des § 13 Abs. 4 und 5 ist der Lauf der Frist
nach Absatz 2 bis zum Ablauf der von der zuständigen
Stelle festgelegten Frist gehemmt. Im Fall des § 15 ist der
Lauf der Frist nach Absatz 2 bis zur Beendigung des sons-
tigen geeigneten Verfahrens gehemmt.

(4) Die Landesregierung hat die zuständige Stelle. im
Sinne dieses Kapitels durch Verordnung zu bestimmen.

(5) Die Landesregierung wird ermächtigt, Aufgaben der
zuständigen Stelle nach diesem Kapitel auf eine Behörde
eines anderen Landes zu übertragen.

Kapitel 3
Gemeinsame Vorschriften

§ 15
Sonstige Verfahren zur Feststellung der

Gleichwertigkeit bei fehlenden Nachweisen

(1) Kann die Antragstellerin oder der Antragsteller die
für die Feststellung oder Bewertung der Gleichwertigkeit
erforderlichen Unterlagen nach § 5 Abs. 1, 4 und 5 oder
§ 13 Abs. 1,4 und 5 aus selbst nicht zu vertretenden Grün-
den nicht oder nur teilweise vorlegen oder ist die Vorlage
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der entsprechenden Unterlagen mit einem unangemesse-
nen zeitlichen und sachlichen Aufwand' verbunden, stellt
die zuständige Stelle die für einen Vergleich mit der ent-
sprechenden inländischen Berufsqualifikation maßgeb-
lichen beruflichen Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähig-
keiten der Antragstellerin oder des Antragstellers durch
sonstige geeignete Verfahren fest. Die Antragstellerin oder
der Antragsteller hat die Gründe glaubhaft zu machen, die
einer Vorlage der entsprechenden Unterlagen entgegen-
stehen. Die zuständige Stelle ist befugt, eine Versicherung
an Eides statt zu verlangen und abzunehmen,

(2) Sonstige geeignete Verfahren zur Ermittlung der
beruflichen Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten im
Sinne des Absatzes 1 sind insbesondere Arbeitsproben,
Fachgespräche, praktische und theoretische Prüfungen
sowie Gutachten von Sachverständigen,

(3) Die Feststellung oder Bewertung der Gleichwertig-
keit nach den §§ 4 oder 10 erfolgt auf der Grundlage der
Ergebnisse der in den Absätzen 1 und 2 vorgesehenen sons-
tigen Verfahren.

§ 16
Mitwirkungspflichten

(1) Die Antragstellerin oder der Antragsteller ist ver-
pflichtet, alle für die Feststellung oder Bewertung der
Gleichwertigkeit notwendigen Unterlagen vorzulegen
sowie alle dazu erforderlichen Auskünfte zu erteilen.

(2) Kommt die Antragstellerin oder der Antragsteller
dieser Mitwirkungspflicht nicht nach und wird hierdurch
die Aufklärung des Sachverhalts erheblich erschwert, kann
die zuständige Stelle ohne weitere Ermittlungen entschei-
den. Dies gilt entsprechend, wenn die Antragstellerin
oder der Antragsteller in anderer Weise die Aufklärung des·
Sachverhalts erheblich erschwert.

(3) Der Antrag darf wegen fehlender Mitwirkung nur
abgelehnt werden, nachdem die Antragstellerin oder der
Antragsteller auf die Folge schriftlichhingewiesen worden
ist und der Mitwirkungspflicht nicht innerhalb einer ange-'
messenen Fristnachgekommen ist.

§ 17
Rechtsweg

Für Streitigkeiten nach diesem Gesetz ist der Verwal-
tungsrechtsweg gegeben.

Teil 3
Schlussvorschriften

§ 18
Statistik

(1) Über die Antragsverfahren nach diesem Gesetz und
nach anderen berufsrechtlichen Vorschriften wird eine
Landesstatistik geführt.

(2) Die Statistik, erfasst jährlich für das vorausgegange-
ne Kalenderjahr folgende Erhebungsmerkmale:
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1. Staatsangehörigkeit, Geschlecht, Wohnort der Antrag-
stellerin oder des Antragstellers, Datum der Antragstel-
lung,

2. Ausbildungsstaat. deutscher Referenzberuf oder deut-
sche Referenzausbildung.

3. Datum der Entscheidung, Gegenstand und Art der Ent-
scheidung,

4. Meldungen und Entscheidungen betreffend die Dienst-
leistungsfreiheit nach Artikel 7 Abs. I und 4 der Richt-
linie 2005/36/EG und

5. eingelegte Rechtsbehelfe und Entscheidungen darüber.

(3) Hilfsmerkmale sind:

1. Name und Anschrift der Auskunftspflichtigen und

2. Name und Telefonnummer sowie Adresse für elektro-
nische Post der für Rückfragen zur Verfügung stehen-
den Person.

(4) Für die Erhebung bestehtAuskunftspflicht. Die Anga-
ben nach Absatz 3 Nr. 2 sind freiwillig. Auskunftspflich-
tig sind die nach diesem Gesetz und nach anderen berufs-
rechtlichen Gesetzen und Verordnungen für die Verfahren
zur Feststellung der Gleichwertigkeit zuständigen Stellen.

(5) Die Angaben sind elektronisch an das Statistische
Landesamt Sachsen-Anhalt zu übermitteln.

(6) Die Landesregierung wird ermächtigt, durch Verord-
nung

1. die Erhebung einzelner Merkmale auszusetzen, die
Periodizität zu verlängern sowie den Kreis der zu Be-
fragenden einzuschränken, wenn die Ergebnisse nicht
mehr oder nicht mehr in der ursprünglich vorgesehenen
Ausführlichkeit oder Häufigkeit benötigt werden;

2. einzelne neue Merkmale 'einzuführen, wenn dies zur
Deckung eines geänderten Bedarfs für den in § 1 genann-
ten Zweck erforderlich ist und durch gleichzeitige Aus-
setzung anderer Merkmale eine Erweiterung des Erhe-
bungsumfangs vermieden wird; nicht eingeführt werden
können Merkmale, die besondere Arten personenbezo-
gener Daten nach § 2 Abs. 1 Satz 2 des Datenschutz-
gesetzes Sachsen-Anhalt betreffen;

3. die Erhebung von Merkmalen anzuordnen, soweit dies
zur Umsetzung oder Durchführung von Rechtsakten der
Europäischen Gemeinschaft erforderlich ist.

(7) An die obersten Langesbehörden dürfen für die Ver-
wendung gegenüber den gesetzgebenden Körperschaften
und für Zwecke der Planung, jedoch nicht für die Rege-
lung von Einzelfällen, vom Statistischen Landesamt Tabel-
len mit statistischen Ergebnissen übermittelt werden, auch
soweit Tabellenfelder nur einen einzigen Fall ausweisen.

§ 19
Evaluation und Bericht

Cl) Auf der Grundlage der Statistik nach § 18 überprüft
die Landesregierung nach Ablauf von vier Jahren nach
Inkrafttreten dieses Gesetzes seine Anwendung und Aus-
wirkungen.

(2) Über das Ergebnis ist dem Landtag schriftlich zu
berichten.

§ 20
Kostenerhebung

(I) Für die Antragsverfahren nach diesem Gesetz
werden Verwaltungskosten erhoben. Unter Berücksichti-
gung der arbeitsmarkt-, integrations- und sozialpolitischen
Bedeutung der Anerkennung ausländischer Berufsqualifi-
kationen sollen die durch die Antragstellerin oder den
Antragsteller zu tragenden Gebühren 600 Euro nicht über-
schreiten.

(2) Haben Kostenschuldner ihren Wohnsitz oder ihren
gewöhnlichen Aufenthalt im Ausland, so ist die zustän-
dige Behörde zur Vornahme der begehrten Amtshandlung
erst dann verpflichtet, wenn zuvor Verwaltungskosten in
mutmaßlich entstehender Höhe entrichtet wurden. Bis zum
Eingang der Verwaltungskosten ist der Lauf der Bearbei-
tungsfristen gehemmt.

§ 21
Beratungsanspruch

(1) Inhaberinnen und Inhaber ausländischer Berufsquali-
fikationen haben neben dem Anspruch auf Beratung durch
die zuständige Stelle auch einen Anspruch auf Beratung
durch eine Beratungsstelle, wenn sie

1. ihre Hauptwohnung in Sachsen-Anhalt haben oder

2. durch geeignete' Unterlagen glaubhaft machen, in Sachsen-
Anhalt einer ihrer im Ausland erworbenen Berufsquali-
fikation entsprechenden Erwerbstätigkeit nachgehen zu
wollen.

(2) Der Anspruch auf Beratung umfasst die Beratung
über die zuständige Stelle, die Festlegung des Referenz-
berufes, allgemeine Hinweise über die Voraussetzungen der
Gleichwertigkeit sowie die vorzulegenden Unterlagen, das
Verfahren sowie Möglichkeiten, Ausgleichsmaßnahmen
zu absolvieren. Der Anspruch bezieht sich sowohl auf
bundes- als auch auf landesrechtlich geregelte Berufe.

(3) Die Beratungsstelle berät organisatorisch und perso-
nell unabhängig von der zuständigen Stelle.

(4) Der Anspruch auf Beratung entfällt, soweit die in
Absatz 2 genannten Beratungsleistungen von einer nicht
vom Land Sachsen-Anhalt finanzierten Stelle erbracht
werden.

§ 22
Einschränkung von Grundrechten

Die §§ 5, 13, 16 und 18 schränken das Grundrecht auf
Schutz personenbezogener Daten im Sinne von Artikel 2 .
Abs. I in Verbindung mit Artikel lAbs. 1 des Grundgesetzes
und Artikel 6 Abs. I der Verfassung des Landes Sachsen-
Anhalt ein.
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Artikel 2
Änderung des Landesbeamtengesetzes

Das Landesbeamtengesetz vom 15. Dezember 2009
(GVBI. LSA S. 648), zuletzt geändert durch Artikel 2 des
Gesetzes vom 18. Dezember 2013 (GVBI. LSA S. 541),
wird wie folgt geändert:

1. In der Inhaltsübersicht erhält die Angabe zu § 17 fol-
gende Fassung:

,,§ 17 Erwerb der Laufbahnbefähigung aufgrund der
Richtlinie 2005/361EG und in Drittstaaten erwor-
bener Berufsqualifikationen".

2. Dem § 14 wird folgender Absatz 5 angefügt:

,,(5) Das Berufsqualifikationsfeststellungsgesetz Sach-
sen-Anhalt findet nur hinsichtlich seiner §§ 18 und 21
sinngemäß Anwendung."

3. § 17 erhält folgende Fassung:

,,§ 17
Erwerb der Laufbahnbefähigung aufgrund der
Richtlinie 2005/361EG und in Drittstaaten

erworbener Berufsqualifikationen

Die Laufbahnbefähigung kann auch aufgrund

I. der Richtlinie 2005/361EG des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 7. September 2005 über
die Anerkennung von Berufsqualifikationen (ABI.
L 255 vom 30. 9. 2005, S. 22, ABI. L 271 vom
16. 10. 2007, S. 18, ABI. L 93 vom 4.4.2008, S. 28,
ABI. L 33 vom3. 2. 2009, S. 49), zuletzt geändert
durch die Richtlinie 2013/251EU des Rates vom
. 13. Mai 2013 (ABI. L 158 vom 10.6.2013, S. 368),
oder

2. einer auf eine Tätigkeit in einer öffentlichen Verwal-
tung vO~'bereitenden Berufsqualifikation, die in einem
von § 7 Abs. 1Nr. I des Beamtenstatusgesetzes nicht
erfassten Drittstaat erworben worden ist,

erworben werden. Das Nähere regeln die Laufbahnver-
ordnungen. "

4. § 27 Satz 2 wird wie folgt geändert:

a) In Nummer 10 wird das Wort "und" durch ein Komma
ersetzt.

b) In Nummer 11 wird der Punkt durch das Wort "und"
ersetzt.

c) Nach Nummer 11 wird folgende Nummer 12 ange-
fügt:

,,12. die Laufbahnen, für die ein Befähigungserwerb
nach § 17 Satz 1 Nr. 2 zulässig ist, sowie das
Verfahren und die Voraussetzungen zum
Erwerb der Laufbahnbefähigung; in den Lauf-
bahnverordnungen kann die Zuständigkeit zur
Regelung des Verfahrens und der Vorausset-
zungen auf die Fachministerien übertragen
werden."
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Artikel 3
Änderung des Gesundheitsdienstgesetzes

Das Gesundheitsdienstgesetz vom 21. November 1997
(GVBI. LSAS. 1023), zuletzt geändert durch § 37 Abs. 2
des Gesetzes vom 17. Februar 2011 (GVBI. LSA S. 136,
148), wird wie folgt geändert':

1. Nach § 31 wird folgender § 31a eingefügt:

,,§ 31a
Anerkennung ausländischer
Aus- und Weiterbildung

(I) Ein Diplom, Prüfungszeugnis oder sonstiger
Nachweis, das oder der in einem Mitgliedstaat der Euro-
päischen Union oder einem anderen Vertragsstaat des
Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum
oder einem durch Abkommen gleichgestellten Staat
ausgestellt wurde und sich auf eine Aus- oder Weiter-
bildung bezieht, die durch Verordnung aufgrund der
§§ 21 und 27 geregelt ist, wird anerkannt, wenn die Aus-
oder Weiterbildung gleichwertig ist. Das Anerkennungs-
verfahren richtet sich nach den §§ 9 bis 14 des Berufs-
qualifikationsfeststellungsgesetzes Sachsen-Anhalt.

(2) Ein Diplom, Prüfungszeugnis oder sonstiger
Nachweis, das oder der in' einem anderen, nicht in Ab-
satz 1 Satz 1 genannten Staat ausgestellt wurde und sich
auf eine Aus- oder Weiterbildung bezieht, die durch Ver-
ordnung autgrund der §§ 21 und 27 geregelt ist, wird
anerkannt, wenn die Aus- oder, Weiterbildung gleich-
wertig ist. Die Gleichwertigkeit ist nicht gegeben, wenn
die Dauer der Ausbildung oder Weiterbildung mindes-
tens ein halbes Jahr unter der in der Verordnung festge-
legten Dauer liegt oder die Inhalte der Aus- oder Weiter-
bildung sich wesentlich von den in der Verordnung
bestimmten Inhalten unterscheiden und die Defizite
nicht durch Berufstätigkeit ausgeglichen worden sind .
Bei einer nicht gleichwertigen Aus- oder Weiterbildung
kann die zuständige Behörde eine Ausgleichsmaßnah-
me verlangen. Ausgleichsmaßnahme ist ein Anpas-
sungslehrgang mit Abschlussprüfung oder eine Eig-
nungsprüfung. Die Antragsteller können zwischen den
Ausgleichsrnaßnahmen wählen. Eine nicht bestandene
Abschlussprüfung oder Eignungsprüfung darf zweimal
wiederholt werden. Für dasAnerkennungsverfahren gel-
ten im Übrigen die §§ 11, 12 Abs. 2, §§ 13, 14 Abs. 1
bis 3, §§ 15, 16, 18 Abs. 2 bis 5 und § 21' des Berufs-
qualifikationsfeststellungsgesetzes Sachsen-Anhalt."·

2. § 32 Abs. 2 erhält folgende Fassung:

,,(2) Das für Gesundheitsschutz zuständige Ministe-
rium wird ermächtigt, durch Verordnung Einzelheiten
zur Umsetzung der Richtlinie 2005/361EG des Europä-
ischen Parlaments und des Rates vom 7. September 2005
über die Anerkennung von Berufsqualifikationen (ABI.
L 255 vom 30. 9. 2005, S. 22, ABI. L 271 vom 16. 10.
2007, S. 18, ABI. L 93 vom 4.4.2008, S. 28, ABI. L 33
vom 3. 2. 2009, S. 49), zuletzt geändert durch die Richt-
linie 2013/251EU des Rates vom 13. Mai 2013 (ABI.
L 158 vom 10. 6. 2013, S. 368), zu regeln, sofern durch
Verordnung aufgrund der §§ 21 und 27 festgelegte
Berufsqualifikationen betroffen sind. Hierbei sind
insbesondere Bestimmungen über Pflichten bei grenz-
überschreitenden Dienstleistungen, Anforderungen an
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Sprachkenntnisse in Deutsch und zur Fortbildungs-
pflicht sowie zu Pflichten zur Zusammenarbeit mit
Behörden anderer Mitgliedstaaten der Europäischen
Union, anderer Vertragsstaaten des Abkommens über
den Europäischen Wirtschaftsraum oder eines durch
Abkommen gleichgestellten Staates zu treffen."

Artikel 4
Änderung des Gesetzes

über die Kammern für Heilberufe Sachsen-Anhalt

Das Gesetz über die Kammern für Heilberufe Sachsen-
Anhalt vom 13. Juli 1994 (GVBl. LSA S. 832), zuletzt
geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 2. Februar 2011
(GVBl. LSA S. 58), wird wie folgt geändert:

1. § 28a wird wie folgt geändert:

a) Absatz 4 erhält folgende Fassung:

,,(4) Die Kammer hat im Anerkennungsverfahren
die nach den Richtlinien der Europäischen Union vor-
geschriebenen Formalitäten und Fristen einzuhalten.
Sie entscheidet über den Antrag spätestens drei
Monate nach Eingang der vollständigen Unterlagen.
Der Bescheid ist mit einer Rechtsbehelfsbelehrung
zu versehen."

b) Nach Absatz 4 wird folgender Absatz 5 angefügt:

,,(5) Das Berufsqualifikationsfeststellungsgesetz
Sachsen-Anhalt findet mit Ausnahme der §§ 18 und
21 keine Anwendung."

2. Nach § 28a wird folgender § 28b eingefügt:

,,§ 28b
Anerkennung der Weiterbildung

aus einem Drittstaat

(1) Ein Diplom, Prüfungszeugnis oder sonstiger
Nachweis über eine Weiterbildung, das oder der in einem
Drittstaat ausgestellt wurde und nicht von § 28a Abs. 2
erfasst wird, ist anzuerkennen, wenn die Gleichwertig-
keit mit der entsprechenden Weiterbildung in Deutsch-
land gegeben ist. Die Gleichwertigkeit ist nicht gege-
ben, wenn die Dauer der nachgewiesenen Weiterbildung
mindestens ein Jahr unter der von der Kainrner in ihrer
Weiterbildungsordnung festgelegten Weiterbildungs-
dauer liegt oder die Inhalte der Weiterbildung sich
wesentlich von den in der Weiterbildungsordnung
bestimmten Inhalten unterscheiden und die Defizite
nicht durch Berufstätigkeit ausgeglichen worden sind.
Bei einer nicht gleichwertigen Weiterbildung kann die
Kammer eine Ausgleichsmaßnahme verlangen. Aus-
gleichsmaßnahme ist ein Anpassungslehrgang mit
Abschlussprüfung oder eine Eignungsprüfung. Die
Antragsteller können zwischen den Ausgleichsmaßnah-
men wählen. Eine nicht bestandene Abschlussprüfung
oder Eignungsprüfung darf zweimal wiederholt werden.

(2) Das Berufsqualifikationsfeststellungsgesetz Sach-
sen-Anhalt findet mit Ausnahme der §§ 18 und 21 keine
Anwendung.

(3) § 28.a Abs. 4 Satz 2 und 3 gilt entsprechend."

3. § 29 Abs. 3 erhält folgende Fassung:

,,(3) Soweit es die Richtlinien der Europäischen
Union zulassen oder erfordern, kann die Weiterbildungs-
ordnung

1. die Einzelheiten zur Durchführung von Ausgleichs-
maßnahmen im Sinne der §§ 28a und 28b und

2. für in Sachsen-Anhalt aufgehobene Weiterbildungs-
gänge die Fortführung der in einem in § 4 Abs. 1
genannten Staat erworbenen Rechte aus diesen
Weiterbildungen regeln:"

Artikel 5
Änderung des Lebensmittelchemikergesetzes

Sachsen-Anhalt

Das Lebensmittelchemikergesetz Sachsen-Anhalt vom
16. Dezember 1998 (GVBl. LSA S. 482), zuletzt geändert
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 13. Dezember 2007
(GVBl. LSA S. 402, 406), wird wie folgt geändert:

1. § 2 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung:

,,(2) Die Erl~lUbnis nach § 1Abs. 1wird auch erteilt,
wenn dieAntr~gstellerin oder der Antragsteller

1. als Diplom- Lebensmittelchemikerin oder Diplom-
Lebensmittelchemiker vor Inkrafttreten dieses Ge-
setzes die Anerkennung als Diplom-Lebensmittel- .
chemikerin oder Diplom-Lebensmittelchemiker
im Hygienedienst oder als Fach-Lebensmittel-
chemikerin oder Fach-Lebensmittelchemiker der
Medizin erworben und an einem von der zustän-
digen Behörde anerkannten Fortbildungslehrgang
über. Lebensmittelrecht teilgenommen hat oder

2. in einem anderen Staat eine gleichwertige Ausbil-
dung erfolgreich abgeschlossen hat

und die Voraussetzung nach Absatz I Nr. 4 erfüllt.
Die Erlaubnis für eine Antragstellerin oder einen
Antragsteller nach Satz 1 Nr. 2 setzt voraus, dass der
Nachweis über das für die Berufsausübung notwen-
dige Beherrschen der deutschen Sprache in Wort und
Schrift erbracht ist."

b) Nach Absatz 2 wird folgender neuer Absatz 3 'einge-
fügt:

,,(3) Die Gleichwertigkeit einer Ausbildung nach
Absatz 2 Satz 1 Nr. 2 ist nicht gegeben, wenn

1. die Dauer der Ausbildung mindestens ein Jahr
unter der Gesamtausbildungsdauer nach Absatz 1
Nm. 1 und 2 liegt oder

2. die Inhalte der Ausbildung sich wesentlich von den'
in der Verordnung nach § 4 Nr. 1 bestimmten In-
halten unterscheiden

und die Defizite nicht durch Berufstätigkeit ausge-
glichen worden sind. Bei einer nicht gleichwertigen
Ausbildung kann das Landesverwaltungsamt eine
Ausgleichsmaßnahme durch Eignungsprüfung ver-
langen. Eine nicht bestandene Eignungsprüfung darf
zweimal wiederholt werden. Für das Anerkennungs-
verfahren gelten im Übrigen die §§ 11, 12 Abs. 2,
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§§ 13, 14 Abs. 1 bis 3, §§ 15, 16, 18 Abs. 2 bis 5
und § 21 des Berufsqualifikationsfeststellungsgeset-
zes Sachsen-Anhalt."

c) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4.

2. § 4 Nr. 2 erhält folgende Fassung:

,,2. die Einzelheiten, zur Umsetzung der Richtlinie
2005/36IEG des Europäischen Parlaments und des
Rates vom 7. September 2005 über die Anerken-
nung von Berufsqualifikationen (ABI. L 255 vom
30. 9. 2005, S. 22, ABI. L 271 vom 16. 10. 2007,
S. 18, ABI. L 93 vom 4.4.2008, S. 28, ABI. L 33
vom 3. 2. 2009, S. 49), zuletzt geändert durch die
Richtlinie 20131251EU des Rates vom 13. Mai 2013
(ABI. L 158 vom 10. 6. 2013, S. 368), zu regeln,
insbesondere zu Pflichten bei grenzüberschreiten-
den Dienstleistungen, zu Anforderungen an Sprach-
kenntnisse in Deutsch und zu Pflichten über die
Zusammenarbeit mit den zuständigen Behörden
anderer Staaten im Sinne des § 2 Abs. 4 Satz 1."

Artikel 6
Änderung des Dolmetschergesetzes

. des Landes Sachsen-Anhalt

§ 4 des Dolmetschergesetzes des Landes Sachsen-Anhalt
vom 16. Dezember 2009 (GVBI. LSA S. 700, 702) wird
wie folgt geändert:

1. In Absatz 2 werden die Wörter "akademisches Studien-
und Prüfungswesen" durch die Wörter "allgemein bil-
dendes und berufsbildendes Schulwesen" ersetzt.

2. Nach Absatz 4 wird folgender Absatz 5 angefügt:

,,(5) Das Berufsqualifikationsfeststellungsgesetz Sach-
sen-Anhalt findet nur hinsichtlich seiner §§ 18. und 21
sinngemäß Anwendung."

Artikel 7
Änderung des Schulgesetzes
.des Landes Sachsen-Anhalt

Das' Schulgesetz des Landes Sachsen-Anhalt in der
Fassung der Bekanntmachung vom 22. Februar 2013
(GVBI. LSA S. 68), zuletzt geändert durch Artikel 3 des
Gesetzes vom 23. Januar 2013 (GVBI. LSA S. 38, 44),
wird wie folgt geändert:

. 1. § l6a Abs. 2 Satz 4 erhält folgende Fassung:

"Für Lehrkräfte mit der Befähigung zum Lehramt, einem
entsprechenden Abschluss nach dem Recht der Deut-
schen Demokratischen Republik oder nach § 30 Abs. 7
oder 8mit festgestellter Befähigung für ein Lehramt oder
Lehrbefähigung für ein Unterrichtsfach an anerkannten
Ersatzschulen und Ersatzschulen von besonderer päda-
gogischer Bedeutung, sofern diese Finanzhilfe nach
§ 18 Abs. 2 erhalten, gilt die Unterrichtsgenehmigung
als erteilt, wenn der Schul träger die Ausübung der Tätig-
keit der zuständigen Schulbehörde mit den entsprechen-
den Unterlagen gemäß Absatz 1 angezeigt hat."
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2. Dem § 30 werden folgende Absätze 7 bis 9 angefügt:

.,,(7) Hochschulabschlüsse im Lehrerbereich, die in
den Mitgliedstaaten der Europäischen Union oder
anderen Vertragsstaaten des Abkommens über den Euro-
päischen Wirtschaftsraum oder einem durch Abkommen
gleichgestellten Staat erworben wurden, werden auf-
grund der Richtlinie 2005/361EG des Europäischen
Parlaments und des Rates vom 7. September 2005 über
die Anerkennung von Berufsqualifikationen (ABI. L 255
vom 30.9.2005, S. 22, ABI. L 271 vom 16. 10.2007,
S. 18, ABI. L 93 vom 4.4. 2008, S. 28, ABI. L 33 vom
3. 2. 2009, S. 49), zuletzt geändert durch die Richtlinie
2013/25IEU des Rates vom 13. Mai 2013 (ABI. L 158
vom 10. 6. 2013, S. 368), anerkannt.

(8) Hochschulabschlüsse im Lehrerbereich, die in
einem anderen als in Absatz 7 genannten Staat erwor-
ben worden sind, werden anerkannt, sofern die Gleich-
wertigkeit festgestellt wird. Wird die Gleichwertigkeit
nicht festgestellt, können Ausgleichsrnaßnahmen gefor-
dert werden. Ausgleichsrnaßnahmen sind Anpassungs-
lehrgang mit Abschlussprüfung oder Eignungsprüfung.
Die antragstellende Person kann zwischen den Aus-
gleichsmaßnahmen wählen.

(9) Die oberste Schulbehörde wird ermächtigt, durch
Verordnung im Benehmen mit den zuständigen Aus-
schüssen des Landtages die Voraussetzungen und das
Verfahren für die Anerkennung der Hochschulabschlüsse
im Lehrerbereich sowie die Voraussetzungen und das
Verfalrren für das Absolvieren von Ausgleichsmaßnah-
men zu regeln. Das Berufsqualifikationsfeststellungs-
gesetz Sachsen-Anhalt findet nur hinsichtlich seiner
§§ 18 und 21 sinngemäß Anwendung."

Artikel 8
Änderung des Hochschulgesetzes

des Landes Sachsen-Anhalt

Das Hochschulgesetz des Landes Sachsen-Anhalt in der
Fassung der Bekanntmachung vom 14. Dezember 2010
(GVBI. LSA S. 600, 2011 S. 561), zuletzt geändert durch
Gesetz vom 23. Januar 2013 (GVBI. LSA S. 45), wird wie

. folgt geändert:

1. § 13 Abs. 2 erhält folgende Fassung:

,,(2) 'An einer Hochschule im In- oder Ausland
erbrachte Studien- und Prüfungsleistungen sind auf
Antrag von der aufnehmenden Hochschule anzuerken-
nen, sofern keine wesentlichen Unterschiede zwischen
den erworbenen und den an der aufnehmenden Hoch-
schule zu erwerbenden Kenntnissen bestehen. 2Die
Verantwortung für die Bereitstellung hinreichender
Informationen obliegt dem Antragsteller, der diese In-
formationen zur Verfügung stellt. 'Die Beweislast, dass
ein Antrag nicht die entsprechenden Voraussetzungen
erfüllt, liegt bei der die Bewertung durchführenden
Stelle. "Die Prüfungs ordnungen sind so zu gestalten, dass
die Gleichwertigkeit einander entsprechender Prüfun-
gen und die Anerkennung von an anderen Hochschulen
im In- oder Ausland erbrachten Studien- und Prüfungs-
leistungen gewährleistet ist."
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,,(3) 'Soweit nicht Berufsqualifikationen nach § 35
Abs ..4 und 6 Voraussetzung für den Berufszugang nach
Abschnitt 6 dieses Gesetzes sind, findet das Berufs-
qualifikationsfeststellungsgesetz Sachsen-Anhalt keine
Anwendung. 'Zuständige Stellen nach § 14 Abs. 4
des Berufsqualifikationsfeststellungsgesetzes Sachsen-
Anhalt für Berufsqualifikationen nach § 35 Abs. 4 und 6
sind die nach dem jeweiligen Berufsrecht zuständigen
Stellen."

Artikel 9
Änderung des Architektengesetzes

des Landes Sachsen-Anhalt

Das Architektengesetz des Landes Sachsen-Anhalt vom
28. April 1998 (GVBI. LSA S. 243), zuletzt geändert durch
Attikel 7 des Gesetzes vom 16. Dezember 2009 (GVBI.
LSA S. 700, 706), wird wie folgt geändert:

1. § 4 Abs. 4 erhält folgende Fassung:

,,(4) Dem Antrag sind die zur Beurteilung der Eintra-
gungsvoraussetzungen erforderlichen Unterlagen bei-
zufügen. Soweit es um die Beurteilung der in § 6
Abs. 1 bis 3 genannten Voraussetzungen geht, dürfen
nur die in Anhang VII der Richtlinie 2005/36fEG des
Europäischen Parlaments und des Rates vom 7. Septem-
ber 2005 über die Anerkennung von Berufsqualifikatio-
nen (AB!. L 255 vom 30. 9. 2005, S. 22, ABI. L 271
vom 16. 10. 2007, S. 18, ABI. L 93 vom 4. 4. 2008,
S. 28, ABI. L 33 vom 3. 2. 2009, S. 49), zuletzt geän-
dert durch die Richtlinie 2013/2~fEU des Rates vom
13. Mai 2013 (ABI. L 158 vom 10. 6. 2013, S. 368), ge-
nannten Nachweise verlangt werden; "die in Anhang VII
Nr. 1 Buchst. d, e und f aufgeführten Unterlagen dürfen
nicht älter als drei Monate sein."

2. § 6 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 4 wird aufgehoben.

b) Absatz 5 wird Absatz 4.

c) Nach Absatz 4 wird folgender Absatz 5 angefügt:

,,(5) Soweit die Regelungen dieses Gesetzes nicht
entgegenstehen, sind hinsichtlich des Antrages auf
Eintragung in die Architekten- und Stadtplanerliste
die Vorschriften des Berufsqualifikationsfeststel-
lungsgesetzes Sachsen-Anhalt für reglementierte
Berufe mit der Maßgabe anzuwenden, dass wesent-
liche Unterschiede nach § 10 Abs. -2 ausschließlich
durch das Ablegen einer Eignungsprüfung im Inland
ausgeglichen werden können."

3. § 11 Abs. 6 Satz 2 wird aufgehoben.

4. Dem § 25 wird folgender Absatz 7 angefügt:

,,(7) Die Vorschriften des Siebzehnten Titels des
Gerichtsverfassungsgesetzes in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 9. Mai 1975 (BGB!. I S. 1077),
zuletzt geändert durch Artikel SAbs. 1des Gesetzes vom
10. Oktober2013 (BGBI. I S. 3799,3807), sind mit der
Maßgabe entsprechend anzuwenden, dass Schuldner der
danach geltend gemachten Ansprüche die Architekten-
kammer Sachsen-Anhalt ist."

Artikel 10
Änderung des Ingenieurgesetzes

Sachsen- Anhalt

Das Ingenieurgesetz Sachsen-Anhalt vom 22. Januar
2009 (GVBl. LSA S. 6), zuletzt geändert durch Artikel 16
des Gesetzes vom 2. Februar 2011 (GVBl. LSA S. 58, 59),
wird wie folgt geändert:

I. In der Inhaltsübersicht erhält die Angabe zu § 6 fol-
gende Fassung:

"Sonstige ausländische Abschlüsse
und Ausbildungsnachweise 6".

2. § 2 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung:

,,(2) Die in Absatz I genannte Berufsbezeich-
nung darf auch führen, wer nach der Richtlinie
2005/36fEG des Europäischen Parlaments und des
Rates vom 7. September 2005 über die Anerken-
nung von Berufsqualifikationen (ABI. L 255 vom
30.9.2005, S. 22, ABI. L 271 vom 16. 10.2007, .
S. 18, ABI. L 93 vom 4.4. 2008, S. 28, ABI. L 33
vom 3. 2. 2009, S. 49), zuletzt geändert durch die
Richtlinie 20 13/25fEU des Rates vom l3. Mai 2013
(ABI. L 158 vom 10. 6. 2013, S. 368), aufgrund
eines Abschlusszeugnisses einer ausländischen
Hochschule oder einer sonstigen ausländischen
Schule von der Ingenieurkammer Sachsen-Anhalt
die Genehmigung nach den §§ 3 bis 5 erhalten hat."

b) Nach Absatz 6 wird folgender Absatz 7-angefügt:

,,(7) Führt jemand die Berufsbezeichnung unbe-
fugt, kann ihm die Ingenieurkammer Sachsen-
Anhalt den weiteren Gebrauch durch Verwaltungs-
akt untersagen. Die Darlegungs- und Beweislast
liegt bei demjenigen, der die Berufsbezeichnung
führt oder führen will."

3. § 3 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung:

,,(1) Die Berufsbezeichnung nach § 2 darf auch
führen, wer in ein von der Ingenieurkammer
Sachsen-Anhalt geführtes besonderes Verzeichnis
eingetragen ist. Eingetragen wird, wer

l. als Staatsangehöriger eines Mitgliedstaates der
Europäischen Union, eines anderen Vertrags-
staates des Abkommens über den Europäischen
Wirtschaftsraum oder eines durch Abkommen
gleichgestellten Staates

a) einen Befähigungs- öder Ausbildungsnach- .
weis besitzt, der mindestens dem Niveau
des Artikels 11 Buchst. c der Richtlinie
2005/36fEG entspricht und in einem an-
deren Mitgliedstaat der Europäischen Union,
einem anderen Vertrags staat des Abkommens
über den Europäischen Wirtschaftsraum oder
einem durch Abkommen gleichgestellten
Staat erforderlich ist, um in dessen Hoheits-
gebiet die Erlaubnis zur Aufnahme und Aus-
übung dieses Berufes zu erhalten, oder

b) nachweist, dass er den Beruf vollzeitlich zwei
Jahre lang in den vorhergehenden zehn Jah-
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ren in einem anderen Mitgliedstaat der Euro-
päischen Union, einem anderen Vertrags staat
des Abkommens über den Europäischen Wirt-
schaftsraum oder einem durch Abkommen
gleichgestellten Staat, der diesen Beruf nicht
reglementiert, ausgeübt hat, sofern er im
Besitz eines oder mehrerer Befähigungs- oder
Ausbildungsnachweise ist;

2. eine Eintragungsgenehmigung nach § 5 für
.Staatsangehörige eines Mitgliedstaates der Euro-
päischen Union, eines Vertragsstaates des Ab-
kommens über den Europäischen Wirtschafts-
raum oder eines durch Abkommen
gleichgestellten Staates erhalten hat oder

3. eine Eintragungsgenehmigung für sonstige aus-
ländische Abschlüsse und Ausbildungsnach-
weise nach § 6 erhalten hat.

Hinsichtlich der Eintragung nach Satz 2 Nr, 1
Buchst. b

1. darf die zweijährige Berufserfahrung nicht gefor-
dert werden, wenn der Ausbildungsnachweis der
antragstellenden Person eine reglementierte
Ausbildung abschließt, die mindestens dem
Niveau des Artikels 11 Buchst. c der Richtlinie
2005/36/EG entspricht; .

2. müssen die übrigen Anforderungen an die Befä-
higungs- oder Ausbildungsnachweise nach Arti-
kel 13 der Richtlinie 2005/36/EG erfüllt sein;
dabei sind Ausbildungsgänge oder -nachweise -
im Sinne des Artikels 3 Abs. 3 und des Arti-
kels 12 der' Richtlinie 2005/36/EG den Befähi-
gungs- und Ausbildungsnachweisen nach Satz 2
gleichgestellt. "

b) Absatz 2 Satz 3 bis 5 wird aufgehoben.

4. § 4 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Nummer 2 erhält folgende Fassung:

,,2. sich ihre bisherigen Ausbildungsinhalte auf
'Fähigkeiten und Kenntnisse beziehen, die
sich wesentlich von denen unterscheiden,
die durch den Ausbildungsnachweis abge-
deckt werden, der in Sachsen-Anhalt vor-
geschrieben ist, oder".

bb) Nach dem bisher einzigen Satz wird folgender
Satz 2 angefügt:

"Das Verlangen der Ingenieurkammer ist nur
dann berechtigt, wenn die entsprechenden
Fähigkeiten und Kenntnisse eine maßgebliche
Voraussetzurig für die Ausübung des jeweiligen
Berufes darstellen und die antrags teilende Per-
son diese Unterschiede nicht durch sonstige
Befähigungsnachweise oder nachgewiesene
einschlägige Berufserfahrung ausgeglichen
hat."

b) Absatz 2 wird aufgehoben.

c) Die Absätze 3 bis 5 werden die Absätze 2 bis 4.
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5. § 6 wird wie folgt geändert:

a) Die Überschrift erhält folgende Fassung:

,,§ 6
Sonstige ausländische Abschlüsse

und Ausbildungsnachweise".

b) In Absatz I werden nach dem Wort "Schule" die
Wörter "oder aufgrund der Gleichwertigkeit eines
im Ausland erworbenen Ausbildungsnachweises im
Sinne von § 3 Abs, 2 des Berufsqualifikationsfest-
stellungsgesetzes Sachsen-Anhalt" eingefügt.

c) Die Absätze 2 und 3 erhalten folgende. Fassung:

,,(2) Die Genehmigung ist zu erteilen, wenn das
Zeugnis der ausländischen Hochschule oder Schu-
le einem Zeugnis der in § 2 Abs, 1 NI. 1 Buchst. a
und b genannten Hochschulen und Schulen gleich-
wertig ist. Die Genehmigung ist auch dann zu ertei-
len, wenn der im Ausland erworbene Ausbildungs-
nachweis dem entsprechenden inländischen Aus-'
bildungsnachweis gleichwertig ist. Die Feststellung
der Gleichwertigkeit richtet sich nach § 10 des
Berufsqualifikationsfeststellungsgesetzes Sachsen-
Anhalt.

(3) Liegt die Gleichwertigkeit nicht vor, können
wesentliche Unterschiede mit Ausgleichsrnaßnah-
men im Sinne von § 4 entsprechend ausgeglichen
werden."

d) Nach Absatz 3 werden folgende Absätze 4 und 5
angefügt:

,,(4) Die antragstellende Person hat mit dem
Antrag die erforderlichen Unterlagen nach § 13 des
BerufsquaUfikationsfeststellungsgesetzes Sachsen-
Anhalt vorzulegen. Die Ingenieurkammer hat inner-
halb von drei Monaten nach Eingang der vollstän-
digen Unterlagen über die Gleichwertigkeit zu
entscheiden. Es gelten § 14 des Berufsqualifika-
tionsfeststellungsgesetzes Sachsen-Anhalt und § 5
Abs. 2 Satz 2 entsprechend.

(5) Im Übrigen sind die Vorschriften des Berufs-
qualifikationsfeststellungsgesetzes Sachsen-Anhalt
für reglementierte Berufe entsprechend anzuwen-
den."

6. Dem § 9 wird folgender Absatz 3 angefügt:

,,(3) § 2 Abs. 7 gilt entsprechend."

7. § 16 Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt geändert:

a) In Nummer 4 wird die Angabe ,,§ 4 Abs. 5" durch
die Angabe ,,§ 4 Abs. 4" ersetzt.

b) Nummer 5 wird wie folgt geändert:

aa) In Buchstabe g wird das Wort "und" durch ein
Komma ersetzt.

bb) Nach dem Buchstaben g wird folgender neuer
Buchstabe heingefügt:

"h) eine Liste über das Vorliegen eines ausrei-
chenden Versicherungsschutzes und".

cc) Der bisherige Buchstabe h wird Buchstabe i.
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a) Absatz 3 erhält folgende Fassung:

,,(3) Als Mitglied wird auf Antrag in die Inge-
nieurkammer aufgenommen, wer in Sachsen-
Anhalt seinen Beruf ausübt und die in § 2 vorge-
sehene Berufsbezeichnung allein oder in einer
Wortverbindung zu führen berechtigt ist."

b) Absatz 4 Satz 2 erhält folgende Fassung:

"Für die Löschung aus den Kammermitglieds-
listen gilt § 12 entsprechend."

9. In § 28Abs. 5 Nr. 7 wird die Angabe ,,§ 4Abs. 5" durch
die Angabe ,,§ 4 Abs. 4" ersetzt.

10. § 37 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 2 Satz 2 erhält folgende Fassung:

"Das Berufsgericht der Ingenieurkammer Sachsen-
Anhalt ist beim Verwaltungsgericht Magdeburg
und der Berufsgerichtshof der Ingenieurkammer
Sachsen-Anhalt beim Oberverwaltungsgericht des
Landes Sachsen-Anhalt einzurichten."

b) Ansatz 4 erhält folgende Fassung:

,,(4) Die erforderlichen Bürokräfte und Räume
stellen das Verwaltungs gericht Magdeburg und das
Oberverwaltungsgericht des Landes Sachsen-
Anhalt zur Verfügung. Die Finanzmittel für die
Durchführung von Berufsgerichtsverfahren ein-
schließlich der Kosten für die erforderlichen Büro-
kräfte und Räume stellt die Ingenieurkamrner
Sachsen-Anhalt zur Verfügung."

c) Nach Absatz 4 wird folgender Absatz 5 angefügt:

,,(5) Die Vorschriften des Siebzehnten Titels des
Gerichtsverfassungsgesetzes in der Fassung der
Bekanntmachung vom 9. Mai 1975 (BGB1. I
S. 1077), zuletzt geändert durch Artikel 5 Abs. 1 des
Gesetzes vom 10. Oktober 2013 (BGB1. I S. 3799,
3807), sind mit der Maßgabe entsprechend anzu-
wenden, dass Schuldner der danach geltend ge-
machten Ansprüche die Ingenieurkammer Sachsen-
Anhalt ist."

Artikel 11
Änderung des Restauratorgesetzes

Sachsen-Anhalt

Das Restauratorgesetz Sachsen-Anhalt vom 16. März
2011 (GVBI. LSA S. 489) wird wie folgt geändert:

1. § 4 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung:

,,(1) In die Restauratorenliste ist auf Antrag einzu-
tragen, wer eine Ausbildung als Restauratorin oder

. Restaurator mit Hochschulabschluss oder einen
gleichwertigen Abschluss nachweist oder einen
Hochschulabschluss in einem anderen Fach erwor-
ben hat und nachweislich auf dem Gebiet der Res-
taurierung tätig ist."

b) Nach Absatz 1 wird folgender neuer Absatz 2 einge-
fügt:

,,(2) Die Gleichwertigkeit anderer im Ausland
erworbener Berufsqualifikationen wird vom Landes-
verwaltungsamt als zuständige Stelle entsprechend
den §§ 4 bis 7 <:!esBerufsqualifikationsfeststellungs-
gesetzes Sachsen-Anhalt festgestellt. Die §§ 18 und 21
des Berufsqualifikationsfeststellungsgesetzes Sachsen-
Anhalt sind anzuwenden."

c) Der bisherige Absatz 2 wird neuer Absatz 3.

d) Der bisherige Absatz 3 wird aufgehoben.

2. § 7 wird aufgehoben.

3. § 9 erhält folgende Fassung:

,,§ 9
Berufspflichten

Jede in die Restauratorenliste eingetrageneRestaura-
torin und jeder in die Restauratorenliste eingetragene
Restaurator hat bei der Ausübung der Tätigkeit die im
Land Sachsen-Anhalt geltenden Berufspflichten zu
beachten. Als Berufspflichten gilt der Standeskodex der
Europäischen Vereinigung der Restauratorenverbände
E.C.C.O. (European Confederation of Conservator-Res-
torers ' Organisations), der unter http://www.ecco-eu.
org/news/competences.html veröffentlicht ist."

Artikel 12
Änderung des Gesetzes

über die staatliche Anerkennung von Ausbildungen
auf dem Oe biet der Sozialarbeit, der Sozialpädagogik

oder der Heilpädagogik

Das Gesetz über die staatliche Anerkennung von Ausbil-
dungen auf dem Gebiet der Sozialarbeit, der Sozialpäda-
gogikoder der Heilpädagogik vom 31. Juli 1995 (GVBl.
LSA S. 228), zuletzt geändert durch Gesetz vom 20. Juli
2010 (GVBI. LSA S. '452), wird wie folgt geändert:

1. § 2 erhält folgende Fassung:

,,§ 2
Anerkennung ausländischer ~erufsqualifikationen

(1) Für die Anerkennung ausländischer Berufsquali-
fikationen gilt das Berufsqualifikationsfeststell.ungs-
gesetz Sachsen-Anhalt nach Maßgabe der Absätze 2 bis 4.

(2) Die Berechtigung zum Führen der Berufsbezeich-
nung nach § 1 Abs. 5 und zum Ausüben eines nach
diesem Gesetz staatlich reglementierten Berufes wird
erteilt, wenn die ausländische Berufsqualifikation
gemäß Teil 2 Kapitel 2 des Berufsqualifikationsfeststel-
lungsgesetzes Sachsen-Anhalt entsprechend' anerka!1n't
ist. Die Feststellung der Gleichwertigkeit erfolgt im Ver-
fahren zur Erteilung der staatlichen Anerkennung.
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(3) Über§ lOAbs. 2 des Berufsqualifikationsfeststel-
lungsgesetzes Sachsen-Anhalt hinaus bestehen wesent -'
liehe Unterschiede zur in Sachsen-Anhalt geregelten
Ausbildung, wenn

1. die Dauer der ausländischen Berufsausbildung mehr
als ein Jahr unter der in Sachsen-Anhalt geforderten
Ausbildungsdauer liegt,

2.' die Ausbildung sich auf Fächer bezieht, die sich
wesentlich von denen unterscheiden, die im Rahmen
der Ausbildung in Sachsen-Anhalt zu absolvieren
sind, oder

3. sich die beruflichen Berechtigungen nicht entspre-
chen, weil die in Sachsen-Anhalt auszuübende Tätig-
keit eine oder mehrere Tätigkeiten umfasst, die nicht
Bestandteil der ausländischen Berufsqualifikation
sind.

(4) Wer auf dem Gebiet der Sozialarbeit, der Sozial-
pädagogik oder der Heilpädagogik einen reglementier- ,
ten Beruf ausübt, muss über die erforderlichen Kennt-
nisse der deutschen Sprache verfügen."

2. § 3 wird aufgehoben. ;

3. In § 7 Abs. 3 NI'. 1 wird die Angabe "den §§ 2 und 3"
durch die Angabe ,,§ 2" ersetzt.

Artikel 13
Gesetz

zur Ausführung des Berufsbildungsgesetzes
und des Berufsqualifikationsfeststellungsgesetzes

§ 1

Das für Aus- und Fortbildung im öffentlichen Dienst
zuständige Ministerium wird ermächtigt, durch Verordnung
die für die Berufsausbildung im öffentlichen Dienst nach
§ 5 des' Berufsbildungsgesetzes erforderlichen Bestim-
mungen zu treffen.

§ 2

Für die Antragsverfahren nach dem Berufsqualifikations-
feststellungs gesetz werden Verwaltungskosten nach Maß-
gabe des Verwaltungskostengesetzes des Landes Sachsen-
Anhalt erhoben. Unter Berücksichtigung der arbeitsmarkt-,
integrations- und sozialpolitischen Bedeutung der Aner-
kennung ausländischer Berufsqualifikationen sollen die
durch die Antragstellerin oder den Antragsteller zu tragen-
den Gebühren 600 Euro nicht überschreiten.

Artikel 14
Gesetz

zur Übertragung von Zuständigkeiten auf das
Sekretariat der Ständigen Konferenz der Kultusminister

der Länder in der Bundesrepublik Deutschland
(Aufgaben-Übertragungsgesetz Sachsen-Anhalt)

§ I

Die Landesregierung wird ermächtigt, nach Zustimmung
der Kultusministerkonferenz mit der für Wissenschaft
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zuständigen Senatsverwaltung des Landes Berlin durch
Verwaltungsvereinbarung folgende Zuständigkeiten auf
das Sekretariat der Ständigen Konferenz der Kultusminis-
ter der Länder in der Bundesrepublik Deutschland zu über-
tragen:

I. Anerkennung ausländischer Berufsqualifikationen ge-
mäß § 8 Abs. 2 des Berufsqualifikationsfeststellungs-
gesetzes Sachsen-Anhalt bezogen auf in Anlage 9 der
Verordnung über Berufsbildende Schulen vom 20. Juli
2004 (GVBI. LSA S. 412), zuletzt geändert durch Ver-
ordnung vorn 3. Dezember 2013 (GVBI. LSA S, 521),
in der jeweils geltenden Fassung geregelten Berufsaus-
bildungen,

2. Anerkennung ausländischer Berufsqualifikationen ge-
mäß § 8 Abs. 2 und 4 des Berufsqualifikationsfeststel-
lungsgesetzes vom 6. Dezember 201 1 (BGB!. IS. 2515),
geändert durch Artikel 23 des Gesetzes vom 25. Juli
2013 (BGB!. I S. 2749, 2758), für Berufe des öffent-
lichen Dienstes nach dem Berufsbildungsgesetz.

3. Anerkennung ausländischer Berufsqualifikationen ge-
mäß § 14 Abs. 5 des Berufsqualifikationsfeststellungs-
gesetzes Sachsen-Anhalt bezogen auf Berufsqualifika-
tionen nach dem Gesetz über die staatliche Anerkennung
von Ausbildungen auf dem Gebiet der Sozialarbeit,
der Sozialpädagogik oder der Heilpädagogik vorn
31. Juli 1995 (GVB!. LSA S, 228), zuletzt geändert
durch Gesetz vom 20. Juli 2010 (GVBI. LSA S. 452),
in der jeweils geltenden Fassung,

4. Anerkennung von Prüfungen oder Befähigungsnach-
weisen nach § 10 des Bundesvertriebenengesetzes in der
Fassung der Bekanntmachung vom 10. August 2007
(BGB!. I S. 1902), zuletzt geändert durch Gesetz vom
6. September 2013 (BGB!. I S. 3554),

5. Bewertung von im Ausland erworbenen Bildungs-
abschlüssen aufgrund des Gesetzes zu dem Überein-
kommen vom 11. April ,1997 über die Anerkel}nung von'
Qualifikationen im Hochschulbereich in der europä-
ischen Region vom 16. Mai 2007 (BGB!. II S. 712, 713);
auch über den Kreis der Signatarstaaten hinaus.

§2

Soweit die zuzuweisende Aufgabenicht dem Geschäfts-
bereich der für Wissenschaft zuständigen Senatsverwal-
tung des Landes Berlin zuzuordnen ist, ist die Verwaltungs-
vereinbarung im Benehmen mit der hierfür zuständigen
Senatsverwalturig des Landes Berlin abzuschließen.

Artikel 15
Einschränkung von Grundrechten

Durch Artikel 9 NI'. 1 und Artikel 10 Nr. 5 Buchst. e
wird das Grundrecht auf Schutz personenbezogener Daten
im Sinne, von Artikel 2 Abs. 1 in Verbindung mit ArtikelI
Abs. 1 des Grundgesetzes und Artikel 6 Abs. 1 der Ver-
fassung des Landes Sachsen-Anhalt eingeschrärikt.
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Artikel 16
Inkraftt:reten, Außerkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in
Kraft. Gleichzeitig tritt das Gesetz zur Ausführung des
Berufsbildungsgesetzes vom 13. Juli 1994 (GVBl. LSA
S. 821) außer Kraft.

Ma g d c.b u r g, den 24. Juni 2014.

Der Präsident des Landtages
von Sachsen-Anhalt

Der Ministerpräsident
des Landes Sachsen-Anhalt

Der Minister
für Wissenschaft und Wirtschaft

des Landes Sachsen-Anhalt

Gürth Dr. Haseloff Möllring
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